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Antwort 
 
der Landesregierung 

auf die Kleine Anfrage 395 vom 28. August 2012 
des Abgeordneten Bernhard Tenhumberg   CDU 
Drucksache 16/791 
 
 
 
Verletzt die Begrenzung des Ausbaus von Familienzentren die Gleichbehandlungs-
grundsätze? 
 
 
 
Die Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport hat die Kleine Anfrage 395 
mit Schreiben vom 8. Oktober 2012 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem 
Finanzminister und dem Minister für Inneres und Kommunales beantwortet. 
 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Zielsetzung der Familienzentren - nämlich die Schaffung eines niedrigschwelligen, ver-
netzten Gesamtangebotes zur Unterstützung von Familien - ist fachlich unumstritten. 
 
Die Vorgängerregierung hat im Sinne eines flächendeckenden Ausbaus von Familienzentren 
ein Ausbauziel von insgesamt 3.000 Familienzentren formuliert. Derzeit existieren rund 
2.000 Familienzentren. Anstelle eines weiteren Ausbaus der noch fehlenden 1.000 Familien-
zentren beabsichtigt die Landesregierung im Jahr 2012 lediglich einen Zuwachs von 150 
weiteren Familienzentren, die in sogenannten sozialen Brennpunkten entstehen sollen. 
 
Im Jahr 2007 legte die Freie Wohlfahrtspflege ein juristisches Gutachten vor, welches sich 
mit Fragen des Ausbaus von Familienzentren befasste. Unter anderem ging es um die zah-
lenmäßige Begrenzung der Verleihung des Gütesiegels „Familienzentrum NRW“, mit der 
möglicherweise Tageseinrichtungen, die das Leistungsspektrum der Familienzentren anbie-
ten und die Anforderungen für das Gütesiegel erfüllen, benachteiligt werden. In dem juristi-
schen Gutachten wurde darin die Einschränkung der grundgesetzlich garantierten Berufs-
freiheit der Träger gesehen.  
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1.  Ist der Landesregierung das o.g. Gutachten bekannt? 
 
Ja 
 
 
2.  Wie bewertet die Landesregierung die Aussagen des Gutachtens? 
 
3.  Welche Geltung haben die Aussagen des o.g. Gutachtens angesichts des aktuell 

minimierten Ausbauziels von Familienzentren (nur 150 neue Familienzentren in 
2012)? 

 
Die kurzgutachtliche Stellungnahme, erstattet im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft der Spit-
zenverbände der Freien Wohlfahrtspflege, bezieht sich auf den Gesetzesentwurf des Kinder-
bildungsgesetzes (KiBiz) der CDU/FDP Landesregierung im Jahr 2007. Das Gutachten 
kommt zu dem Ergebnis, dass die in der Begründung des Gesetzentwurfs angelegte willkürli-
che zahlenmäßige Begrenzung auf 3.000 Familienzentren erheblichen grundrechtlichen Be-
denken unterliegt. Mit dem ersten KiBiz-Änderungsgesetz setzt die Landesregierung nun-
mehr auf einen bedarfsgerechten Ausbau. Die Aussagen des Gutachtens treffen deshalb 
nach der gesetzlichen Änderung des KiBiz nicht mehr zu. 
 
 
4.  Ist die Landesregierung der Auffassung - insbesondere unter dem Aspekt der 

Gleichbehandlung - , dass alle Tageseinrichtungen, die erweiterte Angebote im 
Sinne der erforderlichen Kriterien „Familienzentrum NRW“ leisten können und 
wollen, in eine entsprechende Förderung einbezogen werden müssten? 

 
Nein. Dies entspricht nicht den gesetzlichen Voraussetzungen.  
 
 
5.  Wie steht die Landesregierung im Allgemeinen zu den Zielvorstellungen, dass 

mittel- bis langfristig alle Kindertageseinrichtungen in die Lage versetzt werden 
sollten als ein Familienzentrum zu arbeiten? 

 
Die Landesregierung wird den begonnenen Weg der Neuorientierung von Familienzentren 
da fortsetzen, wo besondere Unterstützungsbedarfe für Menschen in sozialschwierigen Le-
benswelten bestehen. 
 
 


